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Beschluß
zur Unterstützung der berufstätigen Mütter 

bei der Unterbringung ihrer Kinder 
in Kindereinrichtungen.

Vom 22. September 1962

Um die Unterstützung der berufstätigen Mütter bei 
der Unterbringung ihrer Kinder in Kindereinrichtungen 
(Kinderkrippen, Kindergärten) durch die örtlichen 
Staatsorgane noch wirksamer zu gestalten, wird fol­
gendes beschlossen:

1. Die zuständigen Fachorgane der Räte der Städte, 
Stadtbezirke und Gemeinden sind berechtigt, nach 
Stellungnahme der jeweiligen Betriebe Kinder be­
rufstätiger Mütter
a) in nichtausgelastete betriebliche Kindereinrich­

tungen einzuweisen, unabhängig davon, in 
welchen Betrieben und Einrichtungen die Mütter 
tätig sind,

b) in die von den berufstätigen Müttern verkehrs­
mäßig am günstigsten zu erreichende Kinder­
einrichtung einzuweisen, unabhängig davon, ob 
es sich im Einzelfall um eine kommunale oder 
betriebliche Kindereinrichtung handelt, um den 
Müttern und Kindern die oft sehr weiten Wege 
zwischen Wohnung und Kindereinrichtung zu 
verkürzen.

2. In den Fällen, in denen Kinder durch die zustän­
digen Fachorgane der örtlichen Räte in betriebliche 
Kindereinrichtungen eingewiesen werden, ist es 
zulässig, daß. die Betriebe und Einrichtungen, in 
denen die Mütter dieser Kinder beschäftigt sind, 
aus ihrem Kultur- und Sozialfords einen entspre­

chenden finanziellen Anteil an den Betrieb, dem 
die Kindereinrichtung untersteht, zahlen. Die Zah­
lung dieser Zuschüsse ist nur auf der Grundlage 
entsprechender Vereinbarungen zwischen den be­
teiligten Betrieben zulässig und nur auf die Fälle 
zu beschränken, in denen sie sich auf Grund der 
örtlichen Gegebenheiten als erforderlich und zweck­
mäßig erweist.

3. Die Zahlung der Zuschüsse entfällt, wenn etwa die 
gleiche Anzahl von Kindern Betriebsangehöriger in 
anderen Kindereinrichtungen aufgenommen wurden 
wie Kinder Nichtbetriebsangehöriger in der eigenen, 
dem Betrieb unterstehenden Kindereinrichtung ein­
gewiesen wurden. Kommt eine Einigung über die 
Höhe der Zuschüsse nicht zustande, ist die Ent­
scheidung der einweisenden Stelle herbeizuführen.

Die geltenden Finanzierungsgrundsätze für betrieb­
liche Kindereinrichtungen werden durch die Zu­
lässigkeit der Zahlung von Zuschüssen nicht be­
rührt. Es ist daher nicht statthaft, betriebliche 
Kosten für Kindereinrichtungen anderen Betrieben 
weiterzuberechnen.

5. Dieser Beschluß tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft.
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